
TOP 2: Medikamentengabe an Schulen

Grundsatz:

• Fürsorge- und Betreuungspflicht der Schülerinnen und Schüler

• Die Durchführung von medizinischen Unterstützungsleistungen ist nicht Teil der dienst- oder 
arbeitsrechtlichen Pflicht

• Pflicht zur Durchführung von Erste-Hilfe-Maßnahmen
o Umsetzung des § 59 Absatz 8 SchulG

o ausreichend Erste-Hilfe-Material vorhanden
o ausreichende Anzahl von Lehrkräften, die als Ersthelferinnen und Ersthelfer ausgebildet sind



Mögliche Maßnahmen in der Schule
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Medizinische 
Unterstützungsmaßnahmen

Medizinische Maßnahmen Erste-Hilfe-Maßnahmen



Medizinische Unterstützungsmaßnahmen
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Was ist das?

• Erinnerung an die 
Medikamenteneinnahme

• Dosierung eines Medikamentes

• Unterstützung bei der 
Einnahme eines Medikamentes

Rechtliche Einschätzung:

• In der Schule dürfen keine 
Medikamente verabreicht werden

• Elterliche Sorge bleibt unberührt

• Eltern informieren die Schule 
umfassend über die Erkrankung, 
die notwendigen med. 
Unterstützungsmaßnahmen und 
mögliche Nebenwirkungen
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Was ist zu beachten bei einer freiwilligen Übernahme med. Unterstützungsleistungen?

• Umfassende Information durch die Eltern
• Beratung und ggfs. Unterweisung durch den behandelnden Arzt / die behandelnde Ärztin
• Dokumentation dieser Beratung /  Unterweisung durch die Lehrkraft
• Bei Bedarf Kontaktaufnahme zum schulärztlichen Dienst
• Schriftliche Vereinbarung zwischen allen Beteiligten (Aufgabenübertragung)
• Medikamentengabe erfolgt im Rahmen einer zeitweisen Überleitung der Personensorge in den 

organisatorischen Verantwortungsbereich der Lehrkraft
• Jede Änderung ist von den Eltern unverzüglich schriftlich mitzuteilen
• Vereinbarung ist in der Schülerakte aufzubewahren (Frist und Datenschutz!)
• Ist eine Vertretungsregelung nicht oder nicht durchgängig möglich, sind die Eltern von der 

Schulleitung darüber zu informieren

Medizinische Unterstützungsmaßnahmen



Haftung einer Lehrkraft bei Übernahme von med.  
Unterstützungsleistungen?
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• Tritt trotz oder aufgrund einer Unterstützungsmaßnahme durch Lehrkräfte bei einem Schüler / 
einer Schüler eine Körper- oder Gesundheitsschädigung ein, tritt in der Regel die gesetzliche 
Unfallversicherung ein, vorbehaltlich der medizinischen Zusammenhänge im Einzelfall.

• Lehrkräfte haften nur dann, wenn sie die Körper- oder Gesundheitsschädigung vorsätzlich oder 
grob fahrlässig herbeigeführt haben (Regress der Unfallversicherung).

• Erledigt die Lehrkraft selbst eine Körper- oder Gesundheitsschädigung durch die 
Unterstützungsmaßnahme oder die Erste-Hilfe-Maßnahme, handelt es sich um einen Dienst-
bzw. Arbeitsunfall.



Exkurs: Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit
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Vorsatz

§ 276 Absatz 1 BGB

Vorsatz ist das Wissen und Wollen des 
Erfolgs im Bewusstsein der Rechts-
und Pflichtwidrigkeit

Grobe Fahrlässigkeit

§ 276 (2) BGB

Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt außer Acht lässt.

Grobe Fahrlässigkeit liegt nach allgemeiner Ansicht vor, 
wenn die verkehrserforderliche Sorgfalt in besonders 
schwerem Maße verletzt wird, indem schon 
einfachste, ganz naheliegende Überlegungen nicht 
angestellt werden sowie das nicht beachtet wird, was 
im vorliegenden Fall jedem hätte einleuchten müssen.



Medizinische Maßnahmen
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Was ist das?

z. B.
• Allgemeine Injektionen
• Einführung eines 

Blasenkatheters
• Legen einer Sonde
• Absaugen von Schleim

Rechtliche Einschätzung:

• Körperliche Eingriffe, die von 
Lehrkräften nicht (auch nicht 
freiwillig) durchgeführt werden. 

• Sie sind medizinisch 
vorgebildetem Personal 
vorbehalten.

• Wichtig: Abgrenzung zu Erste-
Hilfe-Maßnahmen



Erste-Hilfe-Maßnahmen
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• Erste-Hilfe-Maßnahmen sind im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren zu leisten (§ 434c StGB)

• Bundesgerichtshof: 
Die Pflicht zur Vornahme von Erste-Hilfe-Maßnahmen für Lehrkräfte stellt eine Nebenamtspflicht 
dar, weshalb höhere Maßstäbe bei der Frage nach dem Möglichen und Zumutbaren anzulegen sind. 
Die Gabe eines Notfallmedikamentes kann von Lehrkräften erwartet werden, wenn es für dessen 
Anwendung keiner medizinischen Ausbildung bedarf. 

• Urteil Sozialgericht Dresden (allgemeine Hilfepflicht in Notfällen - § 323 c StGB)
Bei Kindern und Jugendlichen, bei denen es „gelegentlich unvorhersehbar zu lebensgefährlichen 
Zustände kommen“ kann, kann Lehrkräfte zugemutet werden in Notsituationen Medikamente zu 
geben, die nicht nur von Ärzten und Krankenschwestern verabreicht werden dürfen. Dazu zählen lt. 
Sozialgericht auch krampflösende Mittel bei Epilepsie, insbesondere weil das Medikament aufgrund 
„seiner einfachen Bedienung und Dosierung ausdrücklich auch zur Anwendung durch Eltern und 
Betreuer vorgesehen“ sei (hier: krampflösendes Mittel durch Spritzen in den Mund).



Aufbewahrung von Medikamenten in der Schule

TOP 2: Medikamentengabe an Schulen

Verpflichtung der Eltern:

• Geeignete Aufbewahrungsmöglichkeit 
zur Verfügung stellen

• Besondere Aufbewahrung schriftlich 
mitteilen (z. B. gekühlt)

• Medikament mit dem Namen des 
Kindes versehen

• Medikament in ausreichender Menge 
zur Verfügung stellen

• Beachtung des 
Verwendbarkeitsdatums

Gemeinsame Verantwortung von Schule 
und Eltern:

• Andere Schülerinnen und Schüler 
sowie sonstige Dritte können sich 
keinen unberechtigten Zugang zum 
Medikament verschaffen



Informationen:

Handreichungen des Ministeriums für Schule und Bildung des Landes NRW:

https://www.schulministerium.nrw/system/files/media/document/file/pdf-handreichung-zur-
medikamentengabe-1.10.2021.pdf

https://www.schulministerium.nrw/system/files/media/document/file/Handreichung.pdf

Podcast des MSB zum Thema „Diabetes“:

https://www.schulministerium.nrw/nachgefragt-der-msb-podcast
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